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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zwischenzeitlich getroffen, um nach Möglich- 
keit die Vollstreckung der Urteile der Justiz 
der „DDR 4 ' gegen die Ansbacher Fluchthelfer 
Garden und Bilert zu verhindern, und was 
gedenkt die Bundesregierung in dieser Sache 
weiterhin zu unternehmen? 


2. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
ihr Verhalten dem Urteil des Bundes verfas- 
sungsigerichts zum Grundvertrag entspricht, in 
dem die Zonengrenze als eine Grenze bezeich- 
net wird, die den Landesgrenzen zwischen den 
Bundesländern vergleichbar ist, wenn sie im 
„Bonner Almanach 1974" auch die Grenzen zu 
ausländischen Staaten als Landesgrenzen be- 
zeichnet, oder hätte sie nicht vielmehr deutlich 
zwischen Auslandsgrenzen und der Grenze 
zur „DDR" unterscheiden müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


1 Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Regelung 
im BundesausbildungsfÖrderungsgesetz bald- 
möglichst zu ändern, wonach Waisen, Halb- 
waisen und Kindern aus geschiedenen Ehen 
und nichteheliche Kinder in der Förderung 
nach dem BAföG benachteiligt werden, weil 
deren Rente oder Unterhaltszahlung, die nur 
ein Existenzminimum darstellen, als eigenes 
Einkommen angerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


4. Abgeordneter 

Walkhoff 

(SPD) 


Wieviel Selbstverstümmelungen von Bundes- 
w^ehrsoldaten, die als Kriegsdienstverweigerer 
nicht anerkannt wurden bzw. vor Abschluß 
ihres Anerkennungsverfahrens Dienst mit der 
Waffe leisten mußten, sind seit 1969 vorge- 
kommen? 


5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, zukünftig auf 
Walkhoff die Begrenzung der Freistellung von Wehr- 

(SPD) pflichtigen, die sich gemäß § 8 Abs. 2 des 

Katastrophenschutzgesetzes für mindestens 
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zehn Jahre zum Katastrophenschutzdienst ver- 
pflichten, zu verzichten, falls bei den Gemein- 
den ein Bedarf besteht, der über die von der 
Bundesregierung festgelegte Höchstzahl hin- 
ausgeht? 


6. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Trifft es zu, daß Abiturienten und Studenten, 
die durch Ferienarbeit einen Sparvertrag finan- 
zierten, während der Bundeswehrzeit eine ge- 
ringere Erstattung des Sparbeitrags nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz erhalten als Wehr- 
pflichtige, 'die zuvor in einem durchgehenden 
A r b e i t sv e r h ä 1 tni s standen? 


7. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Entspricht es der Auffassung der Bundesregie- 
rung, daß das Anerkennungsverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer beibehalten werden 
muß, solange die allgemeine Wehrpflicht be- 
steht und das Grundrecht der Kriegsdienstver- 
weigerung in Anspruch genommen wird, oder 
sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
auf das Anerkennungsverfahren zu verzichten, 
wenn s,o viel Zivildienstplätze geschaffen wer- 
den könnten,, wie notwendig wären, um alle 
erklärten Kriegsdienstverweigerer zum Zivil- 
dienst einberufen zu können? 


8. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Welchen Inhalts sind die in der Fragestunde 
vom 13. September 1973 für Anfang dieses 
Jahrs angekündigten Untersuchungsergebnis- 
se des Bundesverteidigungsministeriums zur 
Problematik der wechselseitigen Abhängigkeit 
von Bundeswehr und privater Rüstungswirt- 
schaft, und wann werden sie veröffentlicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


9. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von ihr 

Lenzer geförderten Forschunqsprojekte zur Entwick- 

(CDU/CSU) lung eines Abstandswarngeräts für Kraftfahr- 

zeuge unter Berücksichtigung ähnlicher For- 
schungsprojekte in der Bundesrepublik 
Deutschland und der übrigen Welt? 


10. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu (unter- 
nehmen, um wirtschaftliche Verfahren der 
Wasserstof fgewinnung aus Wasser zum frü- 
hestmöglichen Zeitpunkt unter Einsatz der 
Kernenergie zu erhalten, und wie ist zur Zeit 
nach Ansicht der Bundesregierung der Stand 
der Forschung? 
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U. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in recht- 
licher und politischer Hinsicht die zwischen 
dem Bundespostministerium und der Postge- 
werkschaft getroffene Vereinbarung, wonach 
die Bediensteten der Deutschen Bundespost 
trotz des Streiks im öffentlichen Dienst ihre 
vollen Löhne und Gehälter ausgezahlt bekom- 
men? 

Bis wann ist damit zu rechnen, daß die Zivil- 
blinden entsprechend der Vorschrift des 
§ 34 a des Schwerbehindertengesetzes den 
Kriegsblinden hinsichtlich der ermäßigten 
Telefongebühren gleichgestellt werden? 


Welche Hindernisse stehen der Einrichtung der 
einheitlichen Notrufnummer 110 entgegen, 
nachdem über die Finanzierung der Investi- 
tionskosten zwischen Bund und Ländern Eini- 
gung erzielt wurde? 

Sieht die Bundesregierung eine Notwendig- 
keit, auch alleinstehenden Rentnerinnen von 
60 Jahren eine Gebührenermäßigung für den 
Fernsprechhauptanschluß ab 1. Juli 1974 zu 
gewähren, soweit die im Merkblatt des Bun- 
desministeriums für das Post- und Fernmel- 
dewesen genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, und wenn ja, ist die Bundesregierung 
bereit, eine diesbezügliche Änderung herbei- 
zuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


15. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


16. Abgeordneter 

Marschall 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Statistiken des US-Departement 
of Health von 1962 bzw. 1964, die im Einfluß- 
bereich kerntechnischer Anlagen erheblich hö- 
here Zahlen bei Krebs- und Leukämieerkran- 
kungen bzw. Todesfällen, Fehlgeburten und 
Mißbildungen als der Landesdurchschnitt nach- 
w eisen? 

Liegen der Bundesregierung vergleichbare Un- 
tersuchungen für die Einflußbereiche kern- 
technischer Anlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland vor, bzw. welche Untersuchungen 
sind eingeleitet worden? 

Hat der stellvertretende Vorsitzende der SED 
in West-Berlin vor der Annahme des sowjeti- 
schen Ordens der Völkerfreundschaft um die 
nach dem Ordensgesetz erforderliche Geneh- 
migung nachgesucht, und wie gedenkt die Bun- 
desregierung, im Falle der Verneinung der 
fortgesetzten Mißachtung dieses Gesetzes 
durch Mitglieder der SED in West-Berlin ent- 
gegenzutreten? 
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18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auf Grund ihrer Er- 
Niegel kenntnisse im Vorprüfungsverfahren an der 

(CDU/CSU) Lage und bereit, die Namen derjenigen Chile- 

flüchtlinge bekanntzugeben, die nicht ur- 
sprünglich aus Chile, sondern aus anderen 
südamerikanischen Ländern stammen und un- 
ter Verdacht stehen, südamerikanische Terro- 
risten, Tupamaros, Menschen- und Flugzeug- 
entführer, Sprengstoffattentäter, Guerillas und 
Terroristenausbilder oder bei derartigen De- 
likten beteiligt gewesen zu sein, und welche 
Konsequenzen zieht sie daraus für die -innere 
Sicherheit der Bundesbürger? 


Was hat das Bundesamt für Verfassungsschutz 
veranlaßt, den Landesämtern für Verfassungs- 
schutz die Namen von 77 Chile^Flüchtlingen 
zu nennen, weil sie unter Verdacht stünden, 
in Südamerika als Terroristen tätig gewesen 
zu sein? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Angehöri- 
gen des Bundesgrenzschutzes eine finanzielle 
Unterstützung zu gewähren, die auf dienst- 
liche Anweisung weit von den Heimatstand- 
orten entfernt Wachdienst leisten müssen und 
somit hohe Aufwendungen für Familienheim- 
fahrten zu tragen haben? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
Dr. Franz personalausschuß vorzuschlagen, jährlich dem 

(CDU/CSU) Bundestag Bericht über die getroffenen Aus,- 

nahmegenehmigungen zu erstatten? 


22. Abgeordneter In welchem Maße war nach den Feststellungen 
Dr, Schneider der Bundesregierung die Aufrechterhaltung 
(CDU/CSU) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie 

die Gewährleistung der allgemeinen Daseins- 
vorsorge durch den jüngsten Streik äm öffent- 
lichen Dienst beeinträchtigt, und welche Maß- 
nahmen hält die Bundesregierung gegebenen- 
falls für erforderlich, um die Handlungsfähig- 
keit des Staates auch bei Streikmaßnahmen 
im öffentlichen Dienst sicherzustellen? 


23. Abgeordneter Welche Folgerungen ergeben sich für die Bun- 
Dr. Schneider desreg-ierung aus den Erfahrungen mit dem 
(CDU/CSU) jüngsten Streik im öffentlichen Dienst für die 

von fhr angestrebte Vereinheitlichung des. öf- 
fentlichen Dienstrechts? 


24. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Schwencke ein Bundes(rahrnen-)-Denkrnalschutzgesetz zu 
(SPD) schaffen, und, wenn ja, wann wird sie einen 

Gesetzentwurf vorlegen? 
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25. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

{CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


27. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Kultus- 
minister der Bundesländer mit dem Ziel ein- 
zuwirken, eine Beschleunigung beim Anerken- 
nungsverfahren für Bildungsnachweise der in 
diie Bundesrepublik Deutschland kommenden 
Aussiedler zu erreichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Rechts- 
pflegerzulage von derzeit 100 DM monatlich 
auf die Hohe der Zulage für die Beamten des 
gehobenen Dienstes im technischen Bereich, 
iim Programmierdienst und im Steuerprüfung s.- 
bzw. Zollfahndungsdienst auf z. Z. 145 DM 
monatlich anzuheben und als Eingangsamt die 
Besoldungsgruppe A 10 einzuführen? 

Ist in den im „Bonner Almanach 1974" aufge- 
führten 4244 Kilometer Grenzen der Bundes- 
republik Deutschland die Grenze zwischen 
Berlin (West) und der „DDR" mit eingerechnet 
und ebenso die Grenze zwischen den West- 
Sektoren Berlins und dem sowjetischen Sektor 
(OsHBerlin)? 

Glaubt die Bundesregierung tatsächlich, daß 
der in ihrer Antwort vom 24. Januar 1974 auf 
die schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Brandt (Grolsheim) angekündigte Gesetzent- 
wurf den Erfordernissen des Artikels 29 des 
Grundgesetzes gerecht wird, nachdem ein wei- 
terer Bericht zur Neugliederung des Bundes- 
gebiets von der Ernst-Kommission vorgefegt 
wurde? 


Welche Folgerungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung aus der Tatsache zu ziehen, daß sich 
der reale Wert der Hauptentschädigung nach 
dem Lastenausgleichsgesetz infolge der In- 
flationsentw.icklung und des anhaltenden Geld- 
wertrückgangs ständig verringert? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung einzuleiten, um die Kriegsschadenrente 
nach dem Lastenausgleichsgesetz zu einer 
echten Altersversorgung auszubauen, und ist 
die Bundesregierung insbesondere bereit, die 
Bestimmungen über die Unterhaltshilfe ihres 
jetzigen Fürsorgecharakters zu entkleiden und 
die Altersversorgung der ehemals Selbständi- 
gen in ein angemessenes Verhältnis zu deren 
früheren sozialen Stellung zu bringen sowie 
den Empfängern der Kriegsschadenrente auch 
eine bescheidene private Vermögensbildung 
zu ermöglichen? 

Welche Erwägungen haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, bereits vor der Vorlage des 
durch den Innenausschuß des Bundestags mit 
Beschluß vom 6. Juni 1973 angeforderten Be- 
richts über die Konzeption der Bundesregue- 
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rrung zur Schluß ge setzgebung für die Kriegs- 
folgengesetze zu erklären, daß sie mit der 
Verabschiedung der 28. Lastenausgleichsno- 
velle die Gesetzgebung zum Lastenausgleich 
abgeschlossen hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


32. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Münster) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Lambinus 
(SPD) 


34. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige Rechtsungleichheit, wonach im Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetz für die Wohnun- 
gen des sozialen Wohnungsbaus 'die Kosten- 
miete zugelassen wird, während den übrigen 
Neubauwohnungen die Kostenmiete und damit 
die Möglichkeit ausreichender Kostendeckung 
vorenthalten bleibt? 

Ist die Bundesregierung bereit, möglichst um- 
gehend die Ausbildung der Rechtspfleger dem 
erheblich erweiterten Umfang der diesem Be- 
rufsstand übertragenen richterlichen Aufgaben 
anzupassen, «insbesondere die Ausbildungszeit 
auf mindestens 3Va Jahre zu verlängern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
letzten aufrührerischen Demonstrationen in 
Frankfurt/ Main die meisten Täter sich straf- 
rechtlicher Ahndung entziehen konnten, weil 
der 1970 liberalisierte § 125 StGB den mei- 
stens nicht zu erbringenden Einzelnachweis der 
Täterschaft erfordert, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, angesichts der Frankfurter Er- 
fahrungen den offenkundigen und gezielten 
Mißbrauch der Liberalisierung des Demonstra- 
tionsrechts durch eine Verschärfung strafrecht- 
licher Bestimmungen zu verhindern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die blutigen Unruhen in Frankfurt am 23. Fe- 
bruar 1974 eine Änderung der strafrechtlichen 
Bestimmungen für Gewalttaten bei Demon- 
strationen notwendig machen, und ist sie be- 
reit, einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


36. Abgeordneter 
RÖhner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in der Äußerung 
von Bundesfinanzminister Schmidt im ZDF am 
17. Februar 1974, die Arbeitnehmer der IG 
Metall könnten höhere Lohne erhalten als 
der öffentliche Dienst, eine Einmischung in 
die Tarifhoheit von Arbeitgebern und Gewerk- 
schaften oder eine Ermunterung zum Arbeits- 
kampf? 


7 



Drucksache 7/1766 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


37. Abgeordneter 
Lemmrich 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Volmer 


(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß mit Wirkung vom 1. November 1973 
der Arbeitgeber ein steuerfreies Kilometergeld 
für die Benutzung eines eigenen Kraftwagens 
zu Dienstfahrten von 0,32 DM anstatt bisher 
0,25 DM ; h zahlen kann, und daß diese Erhö- 
hung mit der der Erhöhung der Kraftfahrzeug- 
kosten begründet wird, bereit, auch die Kilo- 
meterpaus.chale für Arbeitnehmer angemessen 
zu erhöhen? 


In welche höheren Besoldungsgruppen sind 
die Leiter der Ministerbüros bzw. die per- 
sönlichen Referenten und Pressereferenten 
Ende 1973 gegenüber 1968 bereits eingewie- 
sen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Erlaß 
des Bundesministers der Finanzen vom 18. Juni 

II A '4 — A 0447 — 6/65 
1965 t — — r _ — rr — — , durch den 


I A/5 


P 1806 — 1/65 


den Beschäftigten bei Bundesdienststellen zur 
Förderung von Gemeinschaftsveranstaltungen 
pro Kalenderjahr einen Betrag von 5 DM zur 
Verfügung gestellt wiind, zu ändern und den 
gleichen Betrag von 10 DM r den Länder und 
Kommunen seit Jahren leisten, zu gewähren? 


Welchen Sachstand nehmen z. Z. die Verhand- 
lungen der Bundesrepublik Deutschland mit 
der DDR über eine Vereinbarung des nicht 
kommerziellen Zahlungsverkehrs ein? 

Ist die DDR bereit, im Rahmen des angestreb- 
ten Abkommens Berlin (West) voll in diese 
Vereinbarung einzubeziehen? 

Worauf sind die widersprüchlichen Meldungen 
in der Frage der Gewährung der 7b-Abschrei- 
bung und des Wegfalls der Investitionssteuer 
zurückzuf uhren, wenn nach Rücknahme früher 
gestellter Anträge erneut Antrag gestellt wird, 
und wie sind in diesem Zusammenhang die 
Begriffe „enger zeitlicher Zusammenhang" und 
„ inhaltsgleich" auszulegen? 

Trifft es zu, daß Pornofülme und Illustrierten 
mit insoweit vergleichbarem Inhalt mehrwert- 
steuerbegünstigt sind, lebenserhaltende phar- 
mazeutische Produkte hingegen nicht, und wie 
lange beabsichtigt die Bundesregierung, jetzt 
noch mit einer Senkung des Mehrwertsteuer- 
satzes für Arzneimittel auf 5,5% zu warten? 


Ist sichergestellt und wenn ja, welche Orien- 
tierungsdaten und Überprüfungsmethoden 
werden in der Praxis angewandt, um zu ge- 
währleisten, daß die Betriebsbeihilfen, welche 
nach dem Verkehrsfinanzgesetz den Inhabern 
von Verkehrsbetrieben zur Entlastung des öf- 
fentlichen Personennahverkehrs gewährt wer- 
den, auch tatsächlich den Benutzern zugute- 
kommen und die Betriebsbeihilfe nicht zusätz- 
lich zu dem schon kostentragenden Tarif ge- 
zahlt wird? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Hat sich die entgegen der ursprün glichen Fas- 
sung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setzes in dem Verkehrsfinanzgesetz eingeführ- 
te Regelung bewährt, daß auch Betriebshöfe 
und Werkstätten privater Verkehrsunterneh- 
men bis zu 60 v. H. bezuschußt werden, wie 
hoch sind die bisher gezahlten Zuschüsse, und 
wie wird sich er ge stellt sowie überprüft, daß 
die privaten Betriebshöfe und Werkstätten 
dem öffentlichen Nahverkehr dienen? 


46. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß lotteriesteuerpflicbtiige 
AusspieLungen mit gemeinnütziger, mildtäti- 
ger oder kirchlicher Zweckbestimmung unter 
Berücksichtigung der allgemeinen Preis- und 
Kostenrelation durch die 16 2 /VVuige Lotterie- 
steuer an die Grenze ihrer Durchführbarkeit 
gebracht werden, und sieht die Bundesregie- 
rung die Aktivitäten gemeinnütziger, mild- 
tätiger und kirchlicher Organisationen als so 
wesentlich an, daß sie bereit ist, deren Arbeit 
durch eine Anhebung der Spielkapitalgrenze 
der Lotteriesteuer von 12 000 DM auf 60 000 
DM zu unterstützen? 


47. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß zahlreiche Bürger unseres Landes 
in der gutgläubigen Annahme, der Wegfall der 
7 b-Vergiinstigung werde mindestens ein Jahr 
dauern, sich im Hinblick auf die zu erwarten- 
den Baukostensteigerungen zum sofortigen 
Bau entschlossen haben, diese Bürger sich je- 
doch inzwischen getäuscht fühlen, weil sie auf 
Grund ihres Vertrauens in den Staat erheb- 
liche steuerliche Nachteile haben, und gedenkt 
die Bundesregierung, dieser offensichtlichen 
Ungerechtigkeit für den Einzelnen wirksam 
Rechnung zu tragen? 


48. Abgeordneter 
Pieroth 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gewillt, die Steuer- 
ermäßigungstabelle für Körperbehinderte im 
Rahmen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes der heutigen Lohn- und 
Gehalts- sowie der Inflationsentwicklung an- 
zupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


49. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mit- 
Wolfram teilung im „Handelsblatt " vom 13. Februar 

(SPD) 1974, daß deutsche Stahlkonzerne, insbeson- 

dere die Thvssen-Gruppe, an dem Erwerb von 
Kohlengruben in den USA und Kanada in- 
teressiert sind und dort schon Fühler ausge- 
streckt haben? 
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50. Abgeordneter Wie sind derartige Pläne in Einklang zu brin- 
Wolfram gen mit der Haltung dieser Konzerne vor der 

(SPD) Gründung der Ruhrkohle AG, ihren deutschen 

Zechenbesitz loszuwerden, und welche Aus- 
wirkungen hätte eventuell ein solches aus- 
ländisches Engagement deutscher Stahlkon- 
zerne z. B. auf die Importkontingente? 

Is,t es richtig, daß die Verkürzung der Pro- 
dukte bei Styropolymerisaten ihre Ursache 
vor allem in der unzureichenden Belieferung 
der Petrochemie mit Naphta und Benzol hat, 
da diese Rohstoffe (trotz einer Verteuerung 
von Anfang Dezember 1973 bis Anfang Febru- 
ar 1974 um bis zu ca. 190%) jetzt vor allem 
von den Ölgesellschaften für die lukrative 
Produktion von Kfz-Benzin verwendet wer- 
den? 

Trifft es zu, daß der verarbeitenden Industrie 
Styropolymerisate nur in Höhe von jeweils 
60% bis 70% der jeweiligen Vorjahresmenge 
von den deutschen Herstellern (Petrochemie) 
zur Verfügung gestellt werden, und daß, da 
die Marktlücke durch Importe nicht geschlos- 
sen werden kann, auf Grund dieser Rohstoff- 
Verknappung gegen Jahresmitte mit Kurzar- 
beit und Entlassungen in den entsprechenden 
Branchen zu rechnen ist, und wenn ja, welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die- 
ser Entwicklung entgegenzuwirken? 

53. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Stavenhagen das Baugewerbe des Landes Baden-Württem- 
(CDU/CSU) berg für 1974 einer bedrohlichen Situation 

gegenübersteht und mit einem erheblichen 
realen Rückgang des Bauvolumens rechnen 
muß, und hält die Bundesregierung angesichts 
dieser Situation, die auf das Land Baden- 
Württemberg entfallende Quote von 10 Mil- 
lionen DM aus dem einmaligen SondeTpro- 
gramrn der Bundesregierung für Gebiete mit 
speziellen Strukturproblemen für ausreichend? 

54. Abgeordneter Welche weiteren Maßnahmen ist die Bundes- 

Dr. Stavenhagen regierung bereit zu ergreifen, um einer weite- 
(CDU/CSU) ren Gefährdung von Arbeitsplätzen in diesem 

Industriezweig entgegenzuwirken, und denkt 
die Bundesregierung daran, die Schuldendek- 
kelverordnung zu lockern oder auszusetzen? 

55. Abgeordneter Wie hat sich die Bundesregierung geäußert, 

Seiters als das niedersächsische Ministerium für Wirt- 

(CDU/CSU) schaft und öffentliche Arbeiten die Bundesre- 

gierung konsultierte, bevor es die nieder- 
sächsische Handwerkskammer durch Erlaß ^om 
14. Dezember 1973 aufforderte, den Austritt 
aus dem Zentral verband des Deutschen Hand- 
werks zu erklären? 


52. Abgeordneter 

Haase 

(Fürth) 

(SPD) 
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56. Abgeordneter 
Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Dr. Althammer 
(CDU/CSU) 

58. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 

59. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Nordlohne 


(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, aus Haus- 
haltsmitteln eine Kreditfinanzierung gegen- 
über der Sowjetunion durchzuführen? 

Will die Bundesregierung auch gegenüber an- 
deren Ostblockstaaten, z. B. Polen, aus Steuer- 
geldern eine Kreditfinanzierung durchführen? 

Nach welchen Kriterien sind die Mittel aus 
dem einmaligen Sonderprogramm für Gebiete 
mit speziellen Strukturproblemen auf die ein- 
zelnen Länder verteilt worden? 

Halt die Bundesregierung die Abwicklung des 
einmaligen Sonderprogramms für Gebiete mit 
speziellen Strukturproblemen, insbesondere 
die weitgehende Ausschaltung der Länder 
durch eine unmittelbare Erteilung der Bewilli- 
gung sb es che.i de an die Gemeinden »sowie den 
durch Zurückhaltung eines Betrags von 50 Mil- 
lionen DM zum Ausdruck kommenden Ver- 
zicht auf einen festen Länderanteil an den 
Mitteln, mit Artikel 104 a Abs. 4 des Grund- 
gesetzes vereinbar? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß während 
der „Energiekrise" bei Asphalt verarbeitenden 
Betrieben Bitumenpreiserhöhungen von ins- 
gesamt 109,70 DM je Tonne (von 211,90 DM 
auf 321,60 DM) stattgefunden haben und da- 
durch ein erheblicher Auftragsrückgang bei 
den Asphalt verarbeitenden Betrieben sowohl 
im Straßenbau als auch im Hochbau zu ver- 
zeichnen ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz 
erheblicher Lagerbestände bei den Rohstoff- 
lieferanten entgegen den Preissenkungen bei 
leichtem und schwerem Heizöl die Bitumen- 
preise konstant blieben, damit die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Asphalt verarbeitenden Be- 
triebe stark eingeschränkt ist und inzwischen 
mehrere Betriebe durch diese Situation ruiniert 
sind sowie Arbeitnehmer ihre Arbeitsplätze 
verloren haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die »in dem 
vom Bund Deutscher Architekten herausgege- 
benen Manifest erhobene Forderung nach 
besserer Qualität der Architektur im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten mehr zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß M-arga- 
Gallus rine nicht nur aus Pflanzenölen, sondern auch 

(FDP) aus tierischen Fetten hergestellt wird, und ist 

sie bereit, zum Wohle der Verbraucher bald- 
möglichst dafür zu sorgen, daß die Margarine- 
hersteller verpflichtet werden, den Anteil der 
einzelnen Fettarten auf der Verpackung anzu- 
geben? 
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64. Abgeordneter 
Höcherl 


(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Löffler 


(SPD) 


66. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 

67. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Orgaß 
(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Glombig 
(SPD) 


Welche Hilfsm aßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung zugunsten der zahlreichen landwirt- 
schaftlichen Aussiedlungsbetriebe zu ergreifen, 
die unter dem Zwang, ihre langfristige Ertrags, - 
lage zu verbessern, Investitionen über den 
freien Kapitalmarkt finanzieren mußten und 
infolge des hohen Zinsniveaus in existenzbe- 
drohende Schwierigkeiten gekommen sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
wicklung auf dem deutschen Rindermarkt, 
nachdem mehrere Staaten der EWG ihre 
Grenzen für Rindfleischlieferungen aus Dritt- 
ländern geschlossen haben? 

Erwägt die Bundesregierung, unter bestimm- 
ten Umständen ebenfalls die Grenzen für Rind- 
fleischimporte aus Drittländern zu schließen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
französische Regierung ein höheres Stützungs- 
niveau für Rindfleisch praktiziert und die neu- 
en EG-Preise rückwirkend ab 3. März 1974 
gelten lassen will, und erwägt die deutsche 
Bundesregierung ähnln che Maßnahmen? 

Welchen Einfluß gedenkt die Bundesregierung 
auf die von ihr mitfinanzierte Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände (AGV) zu 
nehmen, um die von der AGV betriebene Auf- 
wiegelung gegen die deutsche Landwirtschaft 
in Zukunft zu verhindern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der Verteuerung des Gasolpreis.es 
auf die deutsche kleine Hochseefischerei (Kut- 
ter- und Küstenfischerei), die für die betroffe- 
nen Betriebe zu einer zusätzlichen Belastung 
von rund 150 Prozent geführt hat, mit der 
Folge, daß nicht nur die Kutterfische-red vor 
dem totalen Ruin steht, sondern das insgesamt 
dadurch rund 30 000 Menschen direkt oder in- 
direkt ihren Lebensunterhalt verlieren? 

Warum verzögert die Bundesregierung die 
Leistung von zugesagten Hülfen, wie sie in 
anderen EG-Staaten längst gewährt werden, 
von Stichtag zu Stichtag hinaus und nimmt 
damit in Kauf, daß bereits heute der größte 
Teil der Flotte an den Leinen liegt, und er- 
schwert sich die Bundesregierung die Lösung 
des Problems, nicht dadurch, daß sie in ihre 
Überlegungen zur Hilfeleistung andere Berei- 
che der Hochseefischerei einbezieht? 

Ist die Bundesregierung bereit, der deutschen 
Kutterfischerei, die wegen der ungewöhnlich 
gestiegenen Diieselölkosten nicht zum Fisch- 
fang auslaufen kann und dadurch in eine 
existenzbedrohende Lage geraten -ist, eine be- 
fristete wirksame Finanzhilfe zu gewähren? 
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72. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob in ande- 
ren Staaten der Europäischen Gemeinschaft 
bereits Unterstützungen für diie Fischerei ge- 
geben werden und dadurch Wettbewertxsver- 
zer rungen zu Lasten der deutschen Fischerei 
entstanden oder zu befürchten sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


73. Abgeordneter Wann ist mit der Vorlage des schon mehrmals 
Schmidhuber angekündigten Ve rmög en sbi Id ungsbe nichts der 

(CDU/CSU) Bundesregierung zu rechnen? 


74. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


Wieweit sind die Verhandlungen mit der 
Volksrepublik Polen über den Abschluß eines 
Sozialversicherungsabkammens, und auf wel- 
cher Grundlage soll dieses Abkommen getrof- 
fen werden? 


75. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, eine durch die Rentnerkrankenversiche- 
rung ausgelöste ständig steigende Bela- 
stung der Allgemeinen Ortskrankenkassen ab- 
zubauen? 


76. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in Zukunft gesetz- 
liche Regelungen vor, und gegebenenfalls wel- 
che, die geeignet sind, zwischen den einzel- 
nen allgemeinen Ortskrankenkassen einen 
Lastenausgleich im Blick auf die regional sehr 
unterschiedliche Belastung durch die Rentner- 
krankenversicherung zu erreichen, oder welche 
Bedenken stehen einer derartigen Regelung 
im Wege? 


77. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressever- 
lautbarungen, wonach auch in diesem Jahr 
wieder Schwierigkeiten bei der Anrechnung 
des Berufsgrundhildungsjahrs auf die Dauer 
der Berufsausbildung auftreten, und was kann 
sie tun, damit die Schwierigkeiten in der Über- 
gangszeit keine Nachteile für die betroffenen 
Jugendlichen mit <sich bringen? 


78. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Un- 
wider ruf lichkeit der Befreiung von der Bei- 
tragspflicht zur Landwirtschaftlichen Alters- 
kasse gemäß § 14 Abs. 2 GAL in Einzelfällen 
zu unbilligen Härten für die betroffenen Land- 
wirte führt, und gedenkt sie hier Abhilfe zu 
schaffen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


79. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach der 
Haushalt 1974 des deutsch-französischen Ju- 
gendwerks um 1,2 Millionen DM gekürzt wei- 
den soll, und welche Konsequenzen ergeben 
sich gegebenenfalls hieraus für das deutsch- 
französische Jugendwerk? 

Treffen Pressemiitteilungen zu, wonach vom 
Referentenentwurf zum Jugendhilferecht 1500 
Exemplare aufgelegt und davon nur 500 Exem- 
plare m diie Fachöffenflichkeit hineingegeben 
werden sollen, und wenn ja, hält es die Bun- 
desregierung für vertretbar, daß gerade bei 
dieser geringen Auflage die Diskussionszeit 
für die interessierten Verbände und Organi- 
sationen auf acht Wochen beschränkt wird? 

Wie beantwortet der Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit die Stellung- 
nahme des Berufsverbands der Kinderärzte 
Deutschlands zu dem Projekt „Tagesmütter", 
in dem er vor gefährlichen Experimenten an 
Säuglingen und Kleinkindern als Folge dieses 
Projektes der Bundesregierung warnt, da sie 
den modernen wrissenschaftlichen Ergebnissen 
über die Entwicklung des Kindes in keiner 
Weise Rechnung tragen, und warum hat die 
Bundesregierung den Rat dieses Verbands 
nicht eingeholt und beachtet, bevor sie mit 
dem Projekt an die Öffentlichkeit trat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


82. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Untersuchungen 
des Tierhygienischen Instituts Freiburg über 
die Beeinträchtigung von Futterpflanzen und 
Tieren im Umland viel befahrener Fernstraßen 
bekannt, und welche Schlußfolgerungen für 
den Bau von Bundesautobahnen und Bundes- 
sitraßen beabsichtigt die Bundesregierung, aus 
den Ergebnissen dieser Untersuchungen zu 
ziehen? 


83. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bereits konkrete 
Überlegungen angestellt, Bundesautobahnen 
und Kraftwagenschnellstraßen grundsätzlich 
im Einschnitt zu führen bzw. durch begleiten- 
de Schutzwälle abzuschirmen und zusätzliche 
lärm-, gas- und bleiauf fangende Randbepflan- 
zungen einzubeziehen und neben Bundesauto- 
bahnen und Schnellstraßen Schutzzonen aus- 
zuweisen, in denen keine landwirtschaftliche 
Produktion erfolgt, die direkt oder indirekt 
der Nahrungsmittelerzeugung dient? 
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84. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


85. Abgeordneter 
TÖnjes 
(SPD) 


86. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


88. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


89. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß 
die Deutsche Lufthansa, die 'in der Bundesre- 
publik Deutschland das Ausbildungsmonopol 
für Piloten auf großen Verkehrsmaschinen hat, 
die Einstellung eines weiblichen Co-Piloten 
grundsätzlich -ablehnt, mit den Artikeln 3 und 
12 des Grundgesetzes für vereinbar? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Kon- 
trollen der Gewerbeaufsichtsämter iin Bayern 
bei Fahrern von LKWs und Omnibussen in 
einer Woche 4131 Verstöße gegen die Sozial- 
vorschriften im Straßenverkehr festgestellt 
wurden, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß die gesetzwidrigen Über- 
schreitungen der zulässigen Lenkzeiten und 
die Nichteinhaltung vorgeschriebener Pausen 
die Verkehrssicherheit beeinträchtigt und die 
betroffenen Fahrzeuglenker unverantwortba- 
ren Gefahren dadurch ausgesetzt sind, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um im Interesse der Verkehrssicherheit und 
der betroffenen Arbeitnehmer die Einhaltung 
der einschlägigen Schutzvorschriften wirksam 
sicherzustellen? 

Liegen der Bundesregierung Hinweise darauf 
vor, daß durch unzureichende Fahrersitzquali- 
tät bei Fahrzeugen, insbesondere landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen, in vermehrtem Um- 
fang Wirbelsäulen- und Knochengerüstschäden 
bei den Fahrern auftreten, und wenn ja, ge- 
denkt sie die Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung so zu ändern, daß dieser Zustand ab- 
geändert wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, tim Rahmen 
des geplanten Ausbaus der Ruhr-Sieg-Strecke 
für den Schnellverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn sich dafür einzusetzen, daß in der ersten 
Stufe dieses Investitionsprogramms 'auch die 
Strecke Ruhrgebiet — Siegen — - D Ulenburg — 
Wetzlar — Gießen — Frankfurt auf genommen 
wiird? 


Wird die Bundesregierung sich dafür einset- 
zen, daß der noch 1972 vorgesehene Ausbau 
einer Schnellstrecke der Deutschen Bundes- 
bahn von Bremen über Bielefeld, Gießen bis 
Fniedberg nach 1985 realisiert wtird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit der Vergütung von mineralölbeding- 
ten Mehrkosten im Straßenbau bei bestehen- 
den Bauverträgen, bei denen auf Grund der im 
Schreiben des Bundes wiirtschaftsmini sters vom 
9. Januar 1974 enthaltenen Grundsätze trotz 
mineralölbedingter Preissteigerungen von ca. 
45°/o für Schwarzdeckenmatertial die Anwen- 
dung von Preis Vorbehalten nicht möglich ist, 
weil die Gesamtpreissteigerungen nur 7°/o bis 
8% uu9machen? 
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90. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, wenn ja, ab 
wann, die Auslegung des Absatzes 4 des 
Schreibens vom 9. Januar 1974 mit Rücksicht 
auf 'die vielen, besonders zur Zeit zunehmen- 
den, Stillegungen von Baustellen abzuändern, 
um eine durchgehende Auftragserledigung im 
Straßenbau zu gewährleisten? 


91. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 


(FDP) 


Welche seit Beantwortung meiner dringlichen 
Anfrage vom 12. Dezember 1973 gesammelten 
neuen Erkenntnisse haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, entgegen ihren Plänen vom 
Dezember 1973 eine Geschwindigkeitsbegren- 
zung auf Bundesautobahnen und Landstraßen 
auf Dauer einzuführen? 


92. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 


(FDP) 


Durch welche Maßnahmen hat die Bundesre- 
gierung dem auch von ihr anerkannten In- 
teresse der Öffentlichkeit und speziell der 
Autokäufer auf rechtzeitige Information über 
eine bevorstehende generelle Geschwindig- 
keitsbegrenaung in den zurückliegenden Wo- 
chen Rechnung getragen? 


93. Abgeordneter Wie weit hat die Bundesregierung das Projekt 
Schröder Dollarthafen in Emden geprüft, das unter Ver- 

(Wilhelminenhof) legung der Ems eine großzügige Erweiterung 
(CDU/CSU) des Hafens Emden ermöglicht, und beabsich- 

tigt die Bundesregierung, dieses Projekt durch 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die 
Vorlegung der Ems zu fördern? 


94. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für eine 
Schröder Verwirklichung des Projekts Dollarthafen eine 

(Wilhelminenhof) Vereinbarung mit dem Königreich der Ndeder- 
(CDU/CSU) lande erforderlich ist, die über die technischen 

Kontakte tin der Emskommission hinausgeht, 
und (ist die Bundesregierung bered, entspre- 
chende Verhandlungen mit den Niederlanden 
aufzunehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


95. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dm Bundes- 
raumordnungsprogramm die Gebietseinheiten 
den neugeschaffenen bayerischen Planungs- 
regionen anzupassen und nicht die Gebiets- 
einheiten 31 (Ansbach — Nürnberg) und 22 
(Bamberg— Hof) willkürlich voneinander ab- 
zugrenzen und für die einzelnen Fachbereiche 
bessere und mehr Indikatoren auszuwählen, 
um bessere Grundlagen für die Verteilung der 
raumbedeutsamen Mdttel zu bekommen? 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1766 


96. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Antrag- 

Rommerskirchen steilem auf Wohngeld gemäß dem Wohn ge ld- 
(CDU/CSU) gesetz dadurch Nachteile entstanden, daß sie 

infolge frühzeitiger Antragstellung unter Be- 
achtung einer entsprechenden Mitteilung der 
zuständigen Behörden auf der Grundlage des 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Zweiten Geset- 
zes zur Änderung des Zweiten Wohngeldge- 
setzes beschieden worden sind, während bei 
später eingegangenen Anträgen die günstige- 
ren Regelungen des Dritten Gesetzes zur Än- 
derung des Zweiten Wohngeldgesetzes be- 
rücksichtigt wurden? 

97. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Rommerskirchen die benachteiligten Antragsteller — auch nach 
(CDU/CSU) bereits eingetretener Bestandskraft der Be- 

scheide — erneut, und zwar nach dem jetzt 
gültigen Recht, zu bescheiden oder ihnen zu- 
mindest die Möglichkeit zur erneuten Antrag- 
stellung :1m Interesse und nach dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung gleichgelagerter Fälle 
zu eröffnen, und ist die Bundesregierung be- 
reit, bei künftigen Änderungen des Wohngeld- 
gesetzes derartige Benachteiligungen durch 
entsprechende Übergangsregelungen zu ver- 
meiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

98. Abgeordnete Ist die Bundesregierung unterrichtet bzw. miit 
Frau Krediten oder doch mit politischer überein- 

von Bothmer Stimmung beteiligt an der außerordentlich ge- 
(SPD) wichtigen wirtschaftlichen Erschließung des 

Landes Zaire durch acht deutsche Gesellschaf- 
ten, die dort nicht nur Industrieanlagen auf- 
bauen, sondern auch einer Meldung von Radio 
Kinshasa zufolge, wichtige Mineralvorkom- 
men cabbauen werden, und sie in der Lage, 
die Gesellschaften zu benennen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Über- 
legungen des Bonner Arbeitskreises „Lernen 
und Helfen in Übersee“, die Mitglieder des 
Deutschen Entwicklungsdienstes (DED) auch 
in der Bundesrepublik Deutschland einzuset- 
zen und eventuell eine spezielle Inlandsfiliale 
des DED zu gründen? 

100. Abgeordneter Trifft die Meldung der jugoslawischen Nach- 
Graf richtenagentur Tanjug vom 28. Februar 1974 

Stauffenberg (Ost-Informationen Nr. 40 vom 1. März 1974) 

(CDU/CSU) zu, der Sprecher des jugoslawischen Außen- 

ministeriums habe das zinsverbilligte deutsche 
Kreditangobot in Höhe von 700 Millionen DM 
als eine der Lösungen für die offenen Fragen 
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der Vergangenheit bezeichnet und erklärt, 
über die Verwendung dieser Mittel verfüge, 
wie es auch im Falle der aus gleichem Anlaß 
erhaltenen 300 Millionen DM der Fall gewesen 
sei, die jugoslawische Regierung, und wie 
vereinbart die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — - diese Deutung mit ihrer Charakte- 
risierung der Kreditgewährung als Entwick- 
lungshilfe und mit ihrer Ankündigung, der 
Kredit sei wenigstens zu einem Teil projekt- 
gebunden? 


101. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Muß aus der Formulierung der jugoslawischen 
Agentur, bei der Kreditgewährung handele es 
sich um eine der Lösungen für die offenen 
Fragen der Vergangenheit, geschlossen wer- 
den, daß die jugoslawische Seite noch weitere 
Forderungen stellen wird, bzw. daß iihr auch 
insoweit bereits grundsätzliche Zusagen ge- 
macht worden sind, und muß dasselbe aus der 
Formulierung des Sprechers des jugoslawi- 
schen Außenministeriums geschlossen werden, 
die jugo slawische Regierung akzeptiere das 
deutsche Kreditangebot im Zusammenhang mit 
der Erfüllung des vom Bundeskanzler auf 
Briomi -geschlossenen Abkommens, durch das 
einige der aus der Vergangenheit offen ge- 
bliebenen Fragen gelöst werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


102. Abgeordneter 
HÖcherl 
(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche „Falschmeldungen zum Thema Steu- 
ern" sind, wie der Bundeskanzler vor der 
SPD-Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer- 
fragen behauptete, „vom politischen Gegner" 
und nicht von der Bundesregierung selbst ver- 
breitet worden? 

Ist die in Moskau abgegebene Erklärung des 
Bundesministers für besonderes Aufgaben 
beim Bundeskanzler, „Ich habe überhaupt 
keine Kredite zugesagt, auch keine Zinsver- 
billigungen M r so zu verstehen, daß er auch 
grundsätzlich keine Zusagen gemacht oder 
bestimmte Entscheidungen in Aussicht gestellt 
hat, und welchen Inhalt hat im einzelnen das 
„Prinzip", über das der Bundesminister für 
besondere Aufgaben lediglich gesprochen ha- 
ben will? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, den 
Bundesminister für besondere Aufgaben beim 
Bundeskanzler mit der Führung der Gespräche 
in Moskau zu beauftragen, obwohl er für keine 
der zu besprechenden Fragen nach der Ge- 
schäftsverteilung innerhalb der Bundesregie- 
rung zuständig ist, sondern nur beratende und 
koordinierende Aufgaben wahrnimmt? 
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105. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Worauf gründet sich die Äußerung von Bun- 
de smiuister Bahr !in Moskau, daß „durch die 
Fülle von Erklärungen von selten der Oppo- 
sition über Krediitausagen hier Erwartungen 
geweckt worden sind, die ich einfach nicht 
erfüllen kann“, und welche Rolle haben bei 
den Gesprächen sowjetischer Forderungen 
nach finanziellen Leistungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland gespielt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


106. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


107. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt Informa- 
tionen über den vorgesehenen Besuch des 
außenpolitischen Sprechers der SPD ;in Belgrad 
nicht an die deutsche Botschaft in Belgrad 
weitergegeben hat, und teilt die Bundesregie- 
rung die Auffassung, daß der deutsche Bot- 
schafter bei Verhandlungen des Vertreters 
einer deutschen Regierungspartei im Gastland 
vorher informiert werden sollte? 

Räumt die Bundesregierung ein, daß ihre Ant- 
wort auf meine mündliche Anfrage vom 
18. Januar 1974 (Stenographischer Bericht über 
die 74. Sitzung, S. 7403), die Belieferung der 
deutschen Botschaften mit Zeitungen und Zeit- 
schriften betreffend, insoweit falsch war, als 
siie, sowohl was den „Bayernkurier“ als auch 
was den „Vorwärts" anbelangt, behauptete, 
die Belieferung erfolge auf Ersuchen der be- 
treffenden Botschaften, was für den „Bayern- 
kurier' 1 überwiegend zutrifft, während die Be- 
lieferung mit dem „Vorwärts“ auf Veranlas- 
sung des Auswärtigen Amtes erfolgte, und 
welche Gründe waren gegebenenfalls für die 
einseitige Auswahl maßgebend? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung, wie 
Dieter Mahnke von der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik in einem Kommentar 
der BBC- London am 14. Februar 1974 mitteilte, 
der UdSSR in einem Gespräch auf hoher Ebene 
die Zusage gemacht hat, „dies sei das letzte 
Mal“, womit die Errichtung einer Bundesbe- 
hörde — des Umweltbundesamts — in Berlin 
angesprochen wurde? 

Treffen Pressemeldungen zu, die drei West- 
mächte beabsichtigen, sich in Zukunft an der 
Deutschen Industrieausstellung in Berlin unter 
anderem auch deshalb nicht zu beteiligen, 
weil die immer wieder in Aussicht gestellten 
Kontakte mit interessanten osteuropäischen 
Handelspartnern bisher ausblieben, und sind 
insoweit die Voraussetzungen der von der 
Bundesregierung betriebenen Ostpolitik falsch 
gewesen? 
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110, Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


111. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen au, idie deutsche Aus- 
stellung „Leben >in der Stadt" in Sofia werde 
unter Ausschaltung der Berliner Beiträge .ge- 
zeigt, und welche Erwägungen waren gege- 
benenfalls dafür maßgebend, diese Beiträge zu 
eliminieren und so der sow je fckommunis ti- 
schen Drei-Staaten-Theorie Vorschub zu lei- 
sten? 

Welche Erfolge kann die Bundesregierung hin- 
sichtlich der von polnischer Seite zugesagten 
Aussiedlungsmöglichkeit Deutscher aus den 
Ostgebieten jenseits von Oder und Neiße dem 
Bundestag mitteilen, «seit sie am 15. Juni 1973 
eine Frage des Kollegen Wischnewski bestä- 
tigte, sie werde die „Behandlung dieses wich- 
tigen Themas bei dem Besuch des stellver- 
tretenden Außenministers Polens" zu einem 
„bedeutenden Beratungspunkt" machen? 


Wie beurteilt tdie Bundesregierung die wieder- 
holten Demonstrationen von Deutschen in der 
UdSSR, denen die Ausreise verweigert wird, 
insbesondere lim Hinblick auf -die sowjetischen 
Zusagen, die Familienzusammenführung be- 
treffend und im Hinblick auf die gesamte Ent- 
wicklung der deutsch-sowjetischen Beziehun- 
gen, und was hat sie unternommen, bzw. was 
wird sie noch unternehmen, um eine zügige 
von Schikanen freie Bewältigung dieses Pro- 
blems zu erreichen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
in den Verhandlungen mit der Volksrepublik 
Polen keine Rechtsposition deutscher Staats- 
angehöriger mindert oder verkürzt, insbeson- 
dere aber deutsche Staatsangehörige nicht nur 
als deutsche Volkszugehörige, Deutscbstäm- 
mige, Rückkehrer u. a. unter Abweichung von 
der tatsächlichen Rechtslage bezeichnet? 

Ist die Bundesregierung bereit, alle legalen 
Maßnahmen zum wirksamen aktiven Schutz 
der Grund- und Menschenrechte deutscher 
Staatsangehöriger, sei es derer, die ausreisen, 
sei es derer, die in der Heimat verbleiben 
wollen, einzusetzen, insbesondere aber dem 
Vertragspartner, der bisher das Minimum an 
Zusagen iin der „Information" nicht erfüllt, 
keine neuen Vorteile und Kredite zu gewäh- 
ren, isolange die bisherigen Vertragszusagen 
im humanitären Bereich nicht erfüllt sind? 


115. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit 
den polnischen Gesprächspartnern eine Me- 
thode zu entwickeln, die sie in den Stand 
setzt, über die polnischen Gründe einer Ab- 
sage des Aussiedlungsbegehrens eine zutref- 
fende Auskunft zu erhalten? 
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116. Abgeordneter Hat die polnische Regierung die in der Infor- 

Dr. Hauser mation enthaltene Zusicherung, daß sie die 

(Sasbach) Familienzusammenführung beschleunigen und 

(CDU/CSU) verbessern werde und daß außerhalb der Fa- 

milienzusammenführung deutsche Staatsange- 
hörige und deutsche Volkszugehörige in die 
Bundesrepublik Deutschland ausreisen kön- 
nen, eingehalten? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
„Information" zu den Vertragsgrundlagen des 
Warschauer Vertrags gehörte und die Nicht- 
erfüllung der Verpflichtungen zur Familien- 
zusammenführung und Ausreise Deutscher als 
Täuschung des deutschen Vertragspartners an- 
gesehen werden müßte? 

118. Abgeordneter Mit welcher Größenordnung des Aussied- 

Dr. Wittmann lungsproblems hatten während der Warschau- 
(München) er Verhandlungen 1970 die deutsche Seite 

(CDU/CSU) einerseits und die polnische Seile anderer- 

seits gerechnet? 

119, Abgeordneter Wie haben sich die Zahlen der deutschen Aus- 

Dr. Marx Siedler jenseits von Oder und Neiße bis heute 

(CDU/CSU) entwickelt, seit der Parlamentarische Staats- 

sekretär Moersch am 15. Juni 1973 im Bundes- 
tag mitgeteilt hat, „Die Zahl der Aussiedler 
. . . aus Polen ist bereits seit dem Herbst 1971 
rückläufig. Sie ist in den letzten Monaten 
leider noch weiter zurückgegangen. Die Bun- 
desregierung hofft, daß dies kein Dauerzu- 
stand sein wird."? 

Trifft es zu, daß eine zunehmend restriktive 
Praxis der polnischen Behörden gegenüber 
den hunderttausenden von Ausreisebegehren 
Deutscher zu verzeichnen -ist, und wenn ja, 
welches sind nach den sorgfältigen Recherchen 
der Bundesregierung die Ursachen dafür? 

121. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine vollstän- 

Windelen dige und wahrheitsgemäße Dokumentation 

(CDU/CSU) über alle Schritte, die sie zur Erfüllung der 

Schutzpflicht für deutsche Staatsangehörige in 
den deutschen Ostgebieten unternommen hat, 
dem Bundestag und dem Bundesrat zuzulei- 
ten? 

122. Abgeordneter Gehen die Ausbildungszahlen weiter zurück 

Windelen und kann die Bundesregierung gegebenenfalls 

(CDU/CSU) die Behauptung der Denkschrift zum War- 

schauer Vertrag, Drucksache VI/3157, Seite 12, 
noch aufrechterhalten, wonach die in der In- 
formation der Regierung der Volksrepublik 
Polen enthaltenen Erklärungen „wesentliche 
Verbesserungen gegenüber dem bisherigen 
Zustand darstellen 11 ? 


120. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


117. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 
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123. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 

Dr. Wallmann 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 

Dr. Wallmann 


(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


129. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um anhand des uns hier vorliegenden Zahlen- 
materials die Volksrepublik Polen davon zu 
überzeugen, daß nicht „einige Zehntaus ende", 
wie die Volksrepublik Polen zuzugeben be- 
reit ist, sondern über 280 000 aussiedlungs- 
willige Deutsche auf die Erfüllung der „Infor- 
mation" zum Warschauer Vertrag warten? 

Trifft es zu, daß die Zahlenangaben der Bun- 
desregierung über die Aussiedlung mit der 
Wirklichkeit nicht übereinstimmen, sondern 
um zehn bis dreißig Prozent differieren, und 
welches sind hierfür gegebenenfalls die 
Gründe? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Zahl der 
bisher in der Bundesrepublik Deutschland 
seit 1971 bis heute eingetroffenen Aussiedler 
in der Statistik aufzugliedern nach Aussied- 
lern auf Grund der Familienzusammenführung 
und auf Grund „unbestreitbarer deutscher 
V o lksz u g e hö r igke i t " ? 


Trifft es zu, daß die polnische Regierung im- 
mer noch nicht gerade diejenigen Deutschen 
aussiedeln läßt, die sich auf eine „unbestreit- 
bar deutsche Volkszugehörigkeit" berufen 
können? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Verhand- 
lungen mit Polen und anderen Ostblockländern 
darauf hinzuwirken, daß schon vor der Aus- 
reise die aussiedlungswilLigen Deutschen über 
Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten in der 
Bundesrepublik Deutschland informiert und 
beraten werden? 

Gedenkt die Bundesregierung, in den nächsten 
Jahren weitere polnische Zusagen zur Aus- 
siedlung der Deutschen mit finanziellen Lei- 
stungen zu begleichen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es als eine nachträgliche finanzielle Beglei- 
chung der polnischen Zusage anzusehen ist, 
1974 50 000 Deutsche aussiedeln zu lassen, 

wenn der polnischen Regierung ein Kredit in 
Höhe von einer Milliarde oder auch mehr DM 
als verbilligter Finanzkredit gewährt werden 
soll? 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 5. März 1974 zu, der ameri- 
kanische Außenminister habe den Beschluß der 
Außenminister der Mitglieder der Europäi- 
schen Gemeinschaft, zwanzig arabischen Staa- 
ten eine umfassende Zusammenarbeit anzubie- 
ten, mit größter Zurückhaltung und Skepsis 
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aufgenommen, und wie vereinbart die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — die Haltung, 
die sie im Kreis der Mitglieder der Europäi- 
schen Gemeinschaft eingenommen hat, mit 
ihrem Auftreten auf der Washingtoner Kon- 
ferenz der ölverbrauchenden Länder und Ihrer 
uneingeschränkten Zustimmung zu der' Erklä- 
rung, mit der diese Konferenz abgeschlossen 
wurde? 


131. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 

Handlos 


(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Besucher von jenseits der Oder -N ei ß e - Li ni e 
aus Verzweiflung und in einer Kurzschluß- 
handlung nicht mehr in die Heimat zurück- 
kehren, weil sie damit gegen die ständigen 
Absagen auf ihre Aussiedlungsanträge pro- 
testieren wollen und obwohl sie zugleich für 
viele Jahre von ihren Angehörigen getrennt 
leben müssen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
aussiedlungswillige nach wiederholter Absage 
ihres Aussiedlungsbegehrens Selbstmord be- 
gangen haben oder in Nervenkliniken einge- 
liefert werden mußten, und hat sie darüber 
mit den polnischen Unterhändlern gesprochen? 


Welche Folgerungen beabsichtigt der Bundes- 
kanzler aus der Feststellung des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs Moersch am 21. Fe- 
bruar 1974 vor dem Bundestag zu ziehen, 
wonach nur „ein zentral gelenktes Erziehungs- 
wesen und geringe Auswahl von Schulbü- 
chern" — also das im Ostblock übliche Erzie- 
hungssystem — für den deutsch-polnischen 
Ausgleich günstige Voraussetzungen schaffe, 
nicht aber das unserer Verfassungslage ent- 
sprechende „sehr komplexe, um nicht zu sagen 
sehr komplizierte" Erziehungswesen? 

Mit welchen allgemein anerkannten pädago- 
gischen Grundsätzen oder Erfahrungen will 
der Parlamentarische Staatssekretär Moersch 
beweisen, daß „ein zentral gelenktes Erzie- 
hungswesen" (vgl. Stenographischer Bericht 
über die 82. Sitzung des Bundestages, S. 5379) 
in einem kommunistisch-totalitären System 
der Völkerverständigung besser dient als die 
angeblich zu komplizierte freiheitliche Rechts- 
und Lebensordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, und welche Beispiele und Be- 
weise für Korrekturen in den in polnischen 
Schulen tatsächlich verwendeten Büchern kann 
er auf Grund der deutsch-polnischen Schul- 
buchempfehlungen nennen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Seerechtskonferenz, die am 20. Juni 1974 
in Caracas beginnt, bei, und welche Haltung 
gedenkt sie zu den dort zu behandelnden 
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136. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


137. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 

Rainer 

(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Themen (z. B. Meeresbodennutzumg, Festle- 
gung der Grenzen des Fest Landsode eis, des 
Kjiistenmeeres usw. ( der Fischerei und der Ver- 
hinderung von Meeres Verschmutzung) einzu- 
nehmen? 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre Haltung 
so -mit den Mitglierdstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft abzustimmen, daß ein gemein- 
schaftliches Vorgehen gesichert ist? 


Trifft es zu, daß Bundesminister Bahr bei sei- 
nen Verhandlungen .in Moskau einen großen 
Teil seiner Gespräche ohne Hinzuziehung 
eines weiteren Deutschen, nicht einmal eines 
deutschen Botschafters, geführt hat, und ist bei 
einer solchen VerhandLungsführung, die inter- 
nationalen Gepflogenheiten widerspricht, 
nicht die Gefahr gegeben, daß keine schrift- 
lichen stichhaltigen Aufzeichnungen von deut- 
scher Seite vorhanden sind? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was gedenkt sie noch zu unternehmen, 
um den deutschstämmigen Christen aus Bar- 
naul in Sibirien, die sich an den Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen gewandt haben, 
zur Ausreise aus der Sowjetunion zu verhel- 
fen, und wie wird denjenigen, die deshalb 
ausgebürgert und vom staatlichen Arbeitgeber 
entlassen wurden, sowie keine neuen Arbeits- 
plätze erhalten, geholfen, zumal nicht einmal 
ihre Familien und Kinder soziale Unterstüt- 
zung und ärztliche Betreuung erfahren? 


Nach welchen wissenschaftlich anerkannten 
und nach welchen politischen Maßstäben und 
auf Grund welcher wissenschaftlichen Bera- 
tung entscheidet das Auswärtige Amt, welche 
Vorhaben von Schulbuchinstituten als „poli- 
tisch geboten und operativ möglich" aus Mit- 
teln des Schulfonds des Auswärtigen Amts 
(Stenographischer Bericht über die 82. Sitzung 
des Deutschen Bundestages, S. 5380) gefördert 
werden? 


Trifft es zu, daß deutscherseits nur verschwin- 
dend wenige unmittelbare, kompetente und 
mit den QuelLen in beiden Sprachen vertraute 
Sachkenner und Wissenschaftler der deutsch- 
polnischen Beziehungen an den deutsch-pol- 
nischen Schulbuchkonferenzen teilnahmen und 
die veröffentlichten kleinen Broschüren einer- 
seits völlig bruchstückhaften, vorläufigen, 
ohne erwartete Kommentare kaum brauchbaren 
Charakter haben, andererseits aber fast alle 
wirklich strittigen Probleme vorerst ausklam- 
mern? 
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141. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt das in der Bundesregierung für 
die auswärtigen Beziehungen zuständige Aus- 
wärtige <Amt die Tatsache, daß Bundesminister 
Bahr in der Sowjetunion wiederholt entschei- 
dende Gespräche ohne deutschen Dolmetscher 
geführt hat? 


142. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung der- 
zeit die Gesamtsumme der den Staatshandels- 
iändern gewährten und in Aussicht gestellten 
Kredite — einschließlich der Lief er über schüsse 
aus der Bundesrepublik. Deutschland in diese 
Staaten? 


143. Abgeordneter 

Maucher 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung in der Zwischen- 
zeit unternommen, seit sie im März 1972 über 
den Stand der Verhandlungen des Minister - 
komitees des Europa rats zur Einführung eines 
europäischen Ausweises für Schwerbeschä- 
digte befragt wurde? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wen und was hat der Bundeskanzler präzise 
Bremm gemeint, als er formulierte, „Das deutsche 

(CDU/CSU) Volk muß sich daran gewöhnen, daß wir das 

Öl nicht verplempern können"? 


2. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten verursachte die Herstellung 
der Broschüre „109 Tips für die Frau", heraus- 
gegeben vom Bundespresse- und Informations- 
amt der Bundesregierung, und ist es wirklich 
erforderlich, der mündigen und emanzipierten 
Frau eine derartige Anleitung an die Hand zu 
geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß wöchentlich ca. 130 Exem- 
plare des „Vorwärts" auf Kosten des Auswär- 
tigen Amts an die deutschen Auslandsvertre- 
tungen versandt werden, während der „Spie- 
gel" nur 111 Exemplare erreicht, und was ist 
hierfür gegebenenfalls der Grund? 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Chile-Flüchtlinge von der DDR aufgenommen 
worden sind im Vergleich zur Bundesrepublik 
Deutschland? 


Trifft es zu, daß die deutsche Botschaft dn Al- 
gier schon sehr lange über das Schicksal des 
ehemaligen Staatschefs von Algerien, Ben 
Bella, profunde Informationen hat? 


6. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Volksrepublik Polen die 
Ausreise seiner Staasbürger in westliche Län- 
der nur dann erlauben w/ill ( wenn je Person 
8500 Zloty (2000 Zloty Paßgebühren und 6500 
Zloty Devisenbeschaffung), also etwa drei 
Monatsgehälter eines Facharbeiters, gezahlt 
werden? 


7. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen der „Intern-Informationen" 
zu, wonach die tschechoslowakischen Macht- 
haber bei der Bundesregierung gegen Sendun- 
gen in tschechischer oder slowakischer Spra- 
che der Deutschen Welle protestiert haben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Katzer 


(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Wieviel höher waren 1973 die Kosten für dien 
Bundesgrenzschutz oder andere Bunde ssicher- 
heits, organe für den Schutz von ausländischen 
Botschaften in der Bundes republiik Deutsch- 
land gegenüber 1968, und was waren die 
Gründe? 

Warum ist der Bericht des Bundesinnenmini- 
steriums über die Novellierungswünsche der 
zuständigen Verbände zu den Kriegsfolgege- 
setzen zu Artikel 131 des Grundgesetzes, der 
bis zum 1. Oktober 1973 vorliegen sollte, noch 
nicht vorgelegt worden, und wann ist nun- 
mehr mit der Vorlage zu rechnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Gleich- 
stellung von Arbeitern und Angestellten im 
öffentlichen Dienst, die auch nach der Neuge- 
staltung der Leistungen aus der Zusatzver- 
sicherung bei der Versorgungsanstalt des Bun- 
des und der Länder (VBL) in der Rentenver- 
sicherung höher versichert sind, mit den An- 
gehörigen des öffentLLchen Dienstes, die .in der 
Zusatzversicherung der VBL pflichtversichert 
sind und im Versicherungsfall Anspruch auf 
Versorgungsrente haben? 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
auf Grund der Kritik des Personalratsvorsit- 
zenden der Frankfurter Polizei, die Bereit- 
schaftspolizei der Länder besser als bisher 
mit zweckmäßigen Schutz anzügen, Ausrüstung 
und Versorgung auszustatten? 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
den Vorschlägen des Verbands der bayeri- 
schen Rechtspfleger iiim Rahmen der Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) zu 
verfahren, wonach das Eingangsamt für alle 
Rechtspfleger nach A 10 analog der vorgese- 
henen Regelung für Fachhochsch'uliabs.olventen 
sofort angehoben und die Rechtspf Legerzulage 
von 100 DM auf 145 DM analog der Zulage 
für die Beamten des gehobenen Dienstes im 
technischen Bereich, im Programmiiendienst und 
im Steuerprüfungs- und Zollfahndungsdienst 
erhöht werden soll? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Lärmbelästigung durch den NATO-FLugplatz 
Nörvenich für die Bewohner der Ortschaft 
Niederbolheim in Zukunft zu tun? 


14. Abgeordneter Inwieweit wird das BundesimmissLonsschiutz- 
Milz gesetz bezüglich des Lärmschutzes für die Be- 

(CDU/CSU) wohner von Niederbolheim seine Auswirkun- 

gen haben? 
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15. Abgeordneter Wiie viele Angehörige des Bundesgrenzschut- 
Gansel zes und der Bundeswehr (ohne Wehrpflich- 

(SPD) tige) sind z. Z. Mitglieder von Parteien und 

sonstigen Organisationen, die vom Bundes- 
innenmimister bzw. von den Verfassungs- 
schutzäintern als rechts- oder linksextremi- 
stisch eingestuft werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen schnellen 
Lenders Abschluß der Beratungen zum Mustermietver- 

(SPD) trag als dringlich an, wenn ja, zu welchem 

Zeitpunkt gedenkt sie, den Entwurf vorzule- 
gen, und beabsichtigt sie, den Mustermietv er- 
trag gesetzlich als bindend vorzuschreiben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter Wie hoch sind die zusätzlichen Mehrwert- 

Höcherl Steuereinnahmen für ein Jahr bei einer Preis- 

(CDU/CSU) erhöhung um jeweils 1 Pfennig je Liter für 

Benzin (Vergaserkraftstoff), Dieselkraftstoff 
und leichtes Heizöl, wenn man den Verbrauch 
an diesen Mineralölprodukten im Jahr 1973 
zugrundelegt? 

18. Abgeordneter Will die Bundesregierung durch Steuererhö- 

Dr. Althammer hungen (z. B. Erhöhung der Mehrwertsteuer) 

(CDU/CSU) und Beibehaltung des Konjunkturzuschlags 

alle Steuerpflichtigen belasten, um Lohner- 
höhungen zu korrigieren? 

19. Abgeordneter Wie vertragen sich Steuererhöhungspläne mit 

Dr. Althammer dem seit 1969 von der Bundesregierung immer 

(CDU/CSU) wiederholten Versprechen auf Steuersenkun- 

gen z. B. zur Verdoppelung des Arbeitnehmer- 
freibetrags? 

20. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, den Umbau von 

Dr. Stavenhagen Wohnungen und Eigenheimen zum Zwecke 

(CDU/CSU) der Energieersparnis oder den nachträglichen 

Anbau wärmedämmender Materialien zum 
gleichen Zwecke durch das Einräumen gün- 
stiger Abschreibungsmöglichkeiten steuerlich 
zu fördern? 

21. Abgeordneter Welche Länder haben derartige steuerliche 

Dr. Stavenhagen So nderub Schreibungsmöglichkeiten für Ener- 

(CDU/CSU) gieeinsparungsmaßnahmen beim Wohnungs- 

bau? 
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22. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung in An- 

Pieroth betracht der augenblicklichen Wirtschaftslage 

(CDU/CSU) die durch die Bundesrnonpolgesöllschaft in 

Offenbach Main rückwirkend ab 7. Januar 1974 
festgesetzte beachtliche Verteuerung von Spi- 
ritus in Hohe von 20° o? 

23. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesregie- 

Röhner rung erwäge, Professor Dr. Claus Köhler in 

(CDU/CSU) das Direktorium der Deutschen Bundesbank 

zu berufen, und kann die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — Hinweise auf die stabi- 
litätspolitische Qualifikation von Professor 
Dr. Köhler geben? 

24. Abgeordneter Hält die Bundesregierung „die Einführung 

Wolfram eines allgemeinen Konjunkturzus.chla.gs für 

(SPD) unvermeidlich“, wie der Hauptgeschäftsführer 

des Deutschen Industrie- und Handelstages 
kürzlich geäußert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


25. Abgeordneter Wie hoch war die jährliche Kohleförderung 

Kiechle 1969 und wie hoch im Jahr 1973? 

(CDU/CSU) 

26. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß ins- 

Geisenhofer besondere im Gastwirts- und Hotelgewerbe 

(CDU/CSU) zunehmend Betriebe durch Ausländer über- 

nomjnen werden, und was sind die Gründe? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung sicher, daß stillgelegte 

Geisenhofer Bergwerke (Kohle) nicht durch Nachbargruben 

(CDU/CSU) der Einheitsgesellschaft angebohrt und abge- 

baut werden, so daß nach geltendem Recht 
Prämien zurückgezahlt werden müßten? 

28. Abgeordneter Gibt es über den Grundbesitz von Ausländern 

Spilker in der Bundesrepublik Deutschland eine Uber- 

(CDU/CSU) sicht, wieviel Grundstücke, in welchen Lagen 

und mit welchen Grundflächen gehören Aus- 
ländern, und wie ist die Entwicklung in den 
letzten zehn Jahren verlaufen? 

29. Abgeordneter Haben das Bundeswirtschaftsministerium und 

Spilker das Bundeskurtellamt sämtliche Mitarbeiter, 

(CDU/CSU) die mit den Geschäfts- und Kalkulationsunter- 

lagen der Mineralölgesellschaften in Berüh- 
rung gekommen sind, zu einer dienstlichen 
Erklärung aufgefordert, wenn ja, mit welchem 
Inhalt, und trifft es zu, daß der Inhalt dieser 
Unterlagen gezielt an die Öffentlichkeit ge- 
langte? 
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30. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


32. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


33. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 

36. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, den monostrukturierten Raum Stadt 
und Landkreis Osnabrück nicht mit in das 
Förderungsprogramm des Dritten Rahmen- 
plans einzubeziehen? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
bisher von ihr angekündigten und eingeleite- 
ten Maßnahmen zur Lockerung der Restrik- 
tionspolitik — auch der Deutschen Bundes- 
bank — ausreichen, um den derzeitigen beson- 
deren wirtschaftlichen Schwierigkeiten kleiner 
und mittlerer Unternehmen wirksam zu be- 
gegnen? 

Was gedenkt die Bundesregierung weiterhin 
zu tun bzw. zu veranlassen, um weitere wirt- 
schaftliche Einbrüche zu verhindern und ein 
ökonomisch wie auch sozial vertretbares Zins- 
niveau anzustreben? 

Sind Pressemeldungen zutreffend (General- 
Anzeiger vom 21. Februar 1974), nach denen 
der Bundesminister für Wirtschaft der Bundes- 
regierung die sofortige Aufhebung der Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung vorgeschlagen hat, 
da diese wegen der derzeitigen Versorgung 
mit Treibstoff nicht mehr erforderlich sei? 

Warum hebt die Bundesregierung, wenn diese 
Meldungen zutreffen, die auf Grund des Ener- 
giesicherungsgesetzes erlassene Rechtsverord- 
nung nicht unverzüglich auf, obwohl sie hier- 
zu nach § 2 Abs. 3 des Energiesicherungsge- 
setzes verpflichtet äst, wenn eine Gefährdung 
oder Störung dqr Energieversorgung nicht 
mehr vorliegt? 

Zu welchen Konditionen können Schwerpunkt- 
orte im Zonenrandgebiet Zuschüsse bzw. Dar- 
lehen zum Erwerb von Industrieglände erhal- 
ten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die jüng- 
sten Aussagen des Schahs von Persien, die 
Rohölpreise würden weiter steigen, und wel- 
che Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
im gesamtvolkswirtschaftlichen Interesse dar- 
aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


37. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Legehennen in der sogenannten Batteriehal- 
tung etwa 10 qcm „ Lebensraum " haben, ihre 
Zehen, Gelenke und Sehnen durch das perma- 
nente Festklammern an dünnen Drähten 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1766 


schmerzhaft überbeansprucht werden und daß 
man die Schnäbel so kurz schneidet, daß das 
aggressive Picken wegen der bloßliegenden 
Nerven Schmerzen verursacht, und teilt die 
Bundesregierung meine Auffassung, daß diese 
naturwidrige, tierquäle rische und im Hinblick 
auf die menschliche Gesundheit problemati- 
sche Massentierhaltung den Tatbestand der 
Tierquälerei erfüllt, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, diese Tierquälerei 
zu verbieten? 


38. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß beii der 
von ihr unterstützten Förderung der Landab- 
gabe gegen Zahlung einer lebenslänglichen 
Gelidrente durch den Kaufkraftschwund der 
DM für den Rentenberechtigten erhebliche 
Härten entstehen, und durch welche Maßnah- 
men gedenkt sie, hier ein ausgewogenes Ver- 
hältnis von Leistung und Gegenleistung wie- 
derherzustellen? 


39. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie entwickelten sich die Tierbestandsgrößen 
in den landwirtschaftlichen Betrieben -in den 
letzten Jahren, und welche gebietlichen Be- 
stands- und Erzeugungsschwerpunkte zeichnen 
sich ab? 


40. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß 1400 deutsche Fischkutter in- 
folge der TreLbstoffkostenerhöhung ihren 
Fangbetrieb eingestellt haben bzw. einstellen 
wollen und daß damit ein Drittel der deutschen 
Frischfischversorgung ausfällt und oa. 2500 
Besatzungsmitglieder arbeitslos werden ? 


41. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, den deutschen 
Fangkuttern eine Ausgleichshilfe zu gewäh- 
ren, wenn ja, in welcher Form und wann, 
wenn nein, aus welchen Gründen nicht, und 
wie will die Bundesregierung die Versorgung 
mit Frischfisch sicher stellen? 


42. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Be- 
triebsleiter der mit Beihilfen geförderten 
Landarbeiterwerkwohnungen im Zonenrand- 
gebiet, die innerhalb der Sperrfrist nicht Richt- 
linien gemäß genutzt werden können, eine 
Ausnahmeregelung dergestalt wirksam wer- 
den zu lassen, daß keine Rückzahlungen der 
Beihilfen verlangt werden? 


43. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die süd- 
afrikanische Regierung Ausfuhrsubventionen 
für Obst zugesagt hat und falls ja, welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um den deutschen Obstbau vor zu- 
sätzlichem Dumping-Wettbewerb zu schützen? 


31 



Drucksache 7/1766 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


44. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Ward die Bundesregierung die Einfuhr von 
Fleisch aus den USA verbieten, nachdem dort 
offiziell das Verbot für die Anwendung des 
DES-Wachstumshormons bei der Fleischpro- 
duktlion wieder aufgehoben ist, und ist ihr 
bekannt, ob in anderen in die Bundesrepublik 
Deutschland exportierenden Ländern, wie z. B. 
Argentinien, das Wachstumshormon Diethy- 
stilbestrol (DES) zur Anwendung kommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


45. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Buschfort 


(SPD) 


47. Abgeordneter 
Vogelsang 
(SPD) 


48. Abgeordneter 
Vogelsang 
(SPD) 

49. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die der Regelung des § 164 des Bundes- 
beamtengesetzes zugrundeliegenden Motive 
für die Gewährung von Waisenrente bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahrs und insbeson- 
dere die Umstände, daß ein Vollstudium häu- 
fig nicht vor Vollendung des 25. Lebensjahrs 
abgeschlossen werden kann, in gleicher Weise 
auch auf die Waisenrente nach § 1267 Abs. 1 
Satz 2 der Reichsversicherungsordnung zutref- 
fen, und wenn ja, ist die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls bereit, im Zuge des weiteren Aus- 
baus der sozialen Sicherheit den noch in der 
Ausbildung stehenden Kindern von Versicher- 
ten die Weitergewährung der Waisenrente 
nach der Reichsversicherungsordnung über das 
25. Lebensjahr hinaus in Anpassung an die in 
§ 164 des Bundesbeamtengesetzes getroffene 
Regelung vorzuschlagen? 

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung 
mit unserer Rechtsordnung vereinbar, wenn 
eine Firma — unter dem Angebot von Anony- 
mität für den Auftraggeber — ihre Dienste zur 
Beschaffung von Hintergrundrnaterial bei der 
Neuen nstellung von Arbeitnehmern und de- 
ren - wenn auch freiwillige — Überprüfung 
durch einen Polygraphen (Lügendetektor) an- 
bietet, und welche Maßnahmen wird die Bun- 
desregierung zur Verhinderung solcher und 
ähnlicher Vorhaben ergreifen? 

Wie viele Zivildienstpflichtige gibt es z. Z., die 
ihren Zivildienst leisten bzw. noch nicht ein- 
gezogen wurden, und wieviel Einsatzpläne für 
Zivildienstleistende sind z. Z. besetzt bzw. 
unbesetzt? 

Welche Möglichkeiten bestehen bei der jetzi- 
gen Rechtslage, evtl, die Zahl der Einsatz- 
plätze zu vergrößern? 

Wann und in welcher Höhe werden Mittel 
für die durch das Rentenreformges.etz vom 
1 (). Oktober 1972 errichtete „Stiftung für die 
Alterssicherung älterer Selbständiger" zur 
Ver i ügung gestellt? 
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50. Abgeordneter 
Werner 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit Rücksicht 
auf Berufszweige, die, wie z. B. das Dach- 
deckergewerbe, vorwiegend im Freien arbei- 
ten müssen und daher besonders witterungs- 
anfälliig sind, die flexible Handhabung der 
Schlechfcwetterzeit, die laut Arbeitsförderungs- 
gesetz § 75 Abs. 2 vom 1. November bis 
31. März dauert, dem Bundestag vorzuschla- 
gen, um damit eine elastische witterungsbe- 
zogene Leistung des SchlechtwettergeLdes zu 
ermöglichen? 


51. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Gültigkeit 
der Arbeitserlaubnis von Gastarbeitern bei 
Ausreise in das Heimatland eine Gültigkeit 
von fünf Monaten behält? 


52. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung zu dem Tarif ab- 
schluß in der metallverarbeitenden Industrie 
Südwürttemberg-Hohenzollern erhobenen Be- 
denken, daß die dort -ausdrücklich getroffene 
Vereinbarung, der Tarifvertrag habe nur für 
Gewerkschaftsmitglieder Gültigkeit, eine All- 
gömeinverbindlichkeitserklärung ausschliieße? 


53. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Sähe sich die Bundesregierung aus rechtlichen 
Gründen gehindert, einen Tarifvertrag mit 
einer derartigen Klausel für alleingemeinver- 
bindlich zu erklären? 


54. Abgeordneter 
Dr. Schacht- 
schabel 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeit- 
nehmer, die bisher von der flexiblen Alters- 
grenze Gebrauch gemacht haben, gegenwärtig 
mit einer Bearbeitungszeit über Rentenanträge 
von 6 bis. 8 Monaten rechnen müssen und da- 
durch in erhebliche finanzielle Schwierigkeiten 
geraten, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um diese Mißstände zu beseitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


55. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für wünschens- 
wert, mit den Kultusministern eine Überein- 
kunft dahin gehend zu erzielen, daß diese den 
Kreiswehrersatzämtern die Adressen der Abi- 
turienten der jeweiligen Geburtsjahrgänge zur 
Verfügung stellt, damit die Abiturienten über 
die Möglichkeit einer vorzeitigen Erfassung, 
Musterung und Einberufung unterrichtet wer- 
den können, um sie vor einer späteren Studien- 
unterbrechung zu bewahren? 


56. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Ist im Zusammenhang mit der Errichtung der 
Bundeswehrhochschulen geplant, die soge- 
nannten Wissenschaftlergruppen aufzulösen, 
und wird durch eine solche Maßnahme nicht 
der Teil der Soldaten benachteiligt, der nicht 
an der Bundeswehrhoch schule s.tudiert? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den von ihr im Zu- 
sammenhang mit dem Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetz eingesetzten Betrag für die Errich- 
tung eines neuen Krankenhausbetts von 
120 000 DM noch für realistisch und, im Zu- 
sammenhang damit, den eingesetzten Sockel- 
betrag von 600 Millionen DM noch für aus- 
reichend? 


58. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Novel- 
lierung des Krankenhausfinanzierungsgeset- 
zes dahin zu prüfen, daß ein Teil der Gelder, 
welche diejenigen Städte und Landkreise, die 
wegen eines in der Nähe liegenden Universi- 
tätsklinikums auf den Bau eigener Kranken- 
häuser verzichten können, im Rahmen des 
Krankenhauslastenausgleichs zu entrichten 
haben, dem betreffenden Universitätsklinikum 
zufließen können, damit diese bei Spiels weise 
etwas zur Verbesserung der Wahnsituation 
der Klinikbediensteten beitragen kann? 


59. Abgeordnete Welche Änderungen beabsichtigt die Bundes- 
Frau regierung z. Z. hinsichtlich der Approbations- 

Dr. Neumeister Ordnung für Ärzte? 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendig- 
keit, den wirtschaftlichen und sozialversiche- 
rungsrechtlichen Status der Medizinstudenten 
während des praktischen Internatsjahrs gern, 
der Approbationsordnung abzusichern, will sie 
insbesondere den berechtigten Wunsch der 
Medizinstudenten nach Gewährung eines Un- 
terhaltszuschusses wie bei Referendaren oder 
Praktikanten erfüllen, zumal der in der prak- 
tischen Ausbildung befindliche Medizinstudent 
am Ende seines Studiums in der Praxis nicht 
nur ausgebildet werden wird, sondern auch 
praktische Arbeit leistet, die der Patienten- 
versorgung, vor allem dn kleineren Kranken- 
häusern, sehr zugute kommen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


61. Abgeordneter 

Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Hält es der Bundesverkehrsminister angesichts 
des Karlsruher Urteils für angebracht, daß 
Fahrkarten nach Berlin an den Auslandsschal- 
tern zu lösen sind? 


34 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1766 


62. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 

65. Abgeordneter 
Hussing 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordnete 

Frau 

Meermann 

(SPD) 


67. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundesbahn 
beabsichtigt, neben anderen Strecken in Bay- 
ern auch die Bahnlinie Wasserburg — Ebers- 
berg — Grafing stillzulegen, obwohl nach dem 
Landesentwicklungsprogramm des bayerischen 
Staatsministeriums für Landesentwicklung und 
Umweltfragen die Stadt Wasserburg als Mit- 
telzentrum vorgesehen ist und die zentralört- 
liche Funktion der Stadt Wasserburg eine be- 
friedigende verkehrsmäßige Erschließung er- 
fordert, die allein durch die Aufrechterhaltung 
der Bahnlinie Wasserburg — Ebersberg — Gra- 
fing erhalten werden kann? 

Hat die Bundesregierung bei ihren entspre- 
chenden Überlegungen, die bereits zu einem 
Investitionsstop für die betroffene Linie ge- 
führt haben sollen, berücksichtigt, daß der 
Raum Wasserburg mit Rücksicht auf die vor- 
handenen beengten Ortsdurchfahrten eine 
weitere Steigerung des Straßenverkehrs nicht 
verkraften könnte, so daß es zu einer weite- 
ren Beeinträchtigung der Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des Verkehrs käme, ganz abgese- 
hen davon, daß die jüngsten Probleme des 
Individualverkehrs deutlich gemacht haben, 
daß der öffentliche Nahverkehr ein attraktives 
Angebot aufweisen muß, um die Abhängigkeit 
weiter Personenkreise vom privaten Pkw zu 
beenden? 

Wann ist nach dem derzeitigen Planungsstand 
mit dem Baubeginn für die Bundesautobahn 
Würzburg — Ulm im Streckenabschnitt Würz- 
burg — Uffenheim zu rechnen? 

Wann wird die Bundesstraße 40 im Bereich 
der Gemeinde Gründau, Ortstell Rothenber- 
gen, Kreis Gelnhausen, weiter ausgebaut, da- 
mit das Verkehrsdilemma im Bereich der Orts- 
durchfahrt Rothenbergen, das in Spitzenzeiten 
des Berufsverkehrs zu chaotischen Zuständen 
führt, beseitigt wird? 

Kann die Bundesregierung bei der Deutschen 
Bundesbahn darauf hinwirken, daß Reisenden, 
die von Bonn aus einen Nachtzug nach 24 Uhr 
benutzen müssen, für den FaLl einer größeren 
Zugverspätung eine geeignete Aufenthalts- 
möglichkeit geboten wird? 

Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um den derzeitigen Zustand abzu- 
stellen, daß Körperbehinderte, die an einen 
Rollstuhl gebunden sind, in Gepäckwagen der 
Deutschen Bundesbahn zwischen Kisten und 
Koffer, ohne Heizung und Toilette, befördert 
werden müssen, obwohl auch dieser Personen- 
kreis 'den vollen Fahrpreis entrichten muß, 
und bis wann wird die Bundesregierung diese 
unwürdige und untragbare Beförderungsart 
für Körperbehinderte mit Rollstuhl abgestellt 
haben? 
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68. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


69. Abgeordneter 
Peiter 
(SPD) 


70. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


71. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


72. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


73. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Weshalb wird nach der Zusammenlegung der 
beiden Landkreise Unterwesterwald (MT) und 
Oberwesterwald [WEB) zum Landkreis We- 
sterwald diesem Kreis nicht das Autokenn- 
zeichen WW (Westerwald) zuerkannt? 

Warum gelten bei der Zuerkennung von Auto- 
kennzeichen für den WesterwaLd nicht die 
gleichen Kriterien, wie das u. a. für die Land- 
schaften Nordfriesland und Ostholstein ge- 
schehen ist? 

Welche Erkenntnisse haben dazu geführt, im 
Bundesverkehrswegeplan (1. Stufe, Baupro- 
gramm und längerfristige Planungen der Deut- 
schen Bundesbahn) die Bahnstrecke Bretten — 
Eppingen— Heilbronn für eine Elektrifizierung 
voran sehen, dagegen die Strecke Karlsruhe — 
Brebten nicht? 

Inwieweit ' wird bei der Trassenführung der 
geplanten Bunde sbahn-Fernschnellstrecken da- 
für Sorge getragen, daß eine Geräuschbelä- 
stigung in Wohnbereichen und ein Durch- 
schneiden von Wohngebieten vermieden wird? 

Inwieweit wird sich die Bundesregierung dafür 
einsetzen, daß die Trassenführung -der ge- 
planten Bundesbahn-Fernschnellstrecke Köln — 
Groß Gerau im Bereich der Verbandsgemeinde 
Puderbach WesterwaLd, die insbesondere eine 
bauliche Entwicklung der Gemeinde Raubach 
in Richtung Hanroth und die Erweiterung des 
Industriegeländes Hedwigsthal behindern wür- 
de, zugunsten einer südlichen Schleife, die nur 
durch WaLdgebiete führen würde, aufgegeben 
wird? 

Welche Konzeptionen für den letzten Bauab- 
schnitt der umfassenden Neugestaltung des 
Bahnhofs Radolfzell, die Planung, den Zeit- 
raum und die benötigten Finanzmittel betref- 
fend, soll jetzt verwirklicht werden, und kann 
damit gerechnet werden, idaß diese letzten 
Baumaßnahmen in Würdigung der besonderen 
Bedürfnisse der Fremdenverkehrsstadt Radolf- 
zell bald begonnen werden? 

Trifft es zu, daß im Zuge weiterer Rationali- 
siorungsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn der Schienenverkehr auf der Strecke 
Traunstein — Wagting und Traunstein — Gar- 
ching eingestellt werden soll und aus diesem 
Grund bereits eine totale Investitionsperre 
verhängt worden ist? 

Welche Maßnahmen w r ird die Bundesregierung 
nach dem Konjunktursonderprogramm (Teil B) 
auf dem Sektor des Straßenbaus im Bereich 
Niederbayern und der Oberpfalz zusätzlich in 
Angriff nehmen, und bis wann kann mit einer 
Bekanntgabe der entsprechenden Maßnahmen 
und der Erteilung der Aufträge gerechnet 
werden? 
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76. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


77. Abgeordneter 
W ende 
(SPD) 


78. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


79 Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den Abstim- 
miungsgesprächen mit der Deutschen Bundes- 
bahn darauf drängen, bei der Organisation der 
Arbeitsteilung innerhalb der Deutschen Bun- 
desbahn nach dem Prinzip „Arbeit zu den 
Arbeitnehmern" mehr Aufgaben in die Ein- 
richtungen im Zonenrand- und Grenzgebiet, 
vor allem im Bereich Niederbayern und der 
Oberpfalz, zu verlagern? 

Ist der Bundesregierung der Vorentwurf der 
Städte Stuttgart und Fellbach für den Ver- 
lauf der Trassenführung der Bundesstraße 312 
im Abschnitt Waiblingen — Fellbach — Stutt- 
gart — Untertürkheim bekannt, und wie weit 
ist der Stand der Planung bzw. die Finanzie- 
rung für diesen Streckenabschnitt? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß erneut und mit großem Nachdruck ver- 
sucht werden muß, in der Europäischen Ge- 
meinschaft und international die vielfältigen 
Hafenzugangsbehinderungen für Schiffe mit 
Nuklearantrieb aufzuheben? 


Nachdem feststeht, daß der Verkehr auf der 
Strecke Malsfeld/Waldkappel demnächst ent- 
gegen den Protesten der betroffenen Gemein- 
den und der örtlichen Wirtschaft eingestellt 
wird, frage ich die Bundesregierung, ob Pla- 
nungen bestehen, auch den Verkehr von der 
Strecke Malsfeld/Treysa einzustellen, und 
wann das voraussichtlich geschehen soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


80. Abgeordneter 

Dr. Sdiacht- 

schabel 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Absichten bestehen, das 
Prinzip der Gemeinnützigkeit bei gemeinnüt- 
zigen Wohnungsbaugesellschaften aufzuhe- 
ben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


81. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


Wie hat die Bundesregierung sichergestellt 
bzw. gedenkt sie sicherzustellen, daß Jugend- 
liche aus der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich West-Berlins bei Studien- und Ar- 
beitsaufenthalten in der „DDR" nicht dem 
neuen Jugendgesetz der „DDR" unterworfen 
werden? 
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82. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Bedeutet das Devisen ge setz der DDR vom 
19. Dezember 1973 (z. B. §§ 16, 17 ff., 5, 6) 
tatsächlich, daß DDR-Bürger als „Devisenin- 
länder" ihre „Devisenwerte", also auch Grund- 
stücke auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, zuerst ihren eigenen „zuständi- 
gen Organen" anzubieten haben und damit 
die Möglichkeit eröffnet ist, daß die DDR 
künftig ln erheblichem Umfang Grundbesitzer 
in der Bundesrepublik Deutschland wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, die technische 
Abwicklung des innerdeutschen Reiseverkehrs 
dadurch zu erleichtern, daß sie eine konsula- 
rische Außenstelle in Breslau einrichtet, so 
daß Einwohner aus dem Raum Breslau ihr 
Visum unmittelbar in Breslau beantragen 
können und deswegen nicht erst nach Berlin- 
Ost reisen müssen? 

Wie hoch ist der Betrag, der in diesem Jahr 
für die Förderung von Studienfahrten nach 
Berlin zur Verfügung steht, und wie ist es zu 
erklären, daß bereits jetzt Förderanträge für 
1974 nicht mehr positiv beantwortet werden? 

In welchen Bereichen und seit wann werden 
z. Z. Verhandlungen mit der Regierung der 
DDR geführt, und welche Ressorts der Bundes- 
regierung haben die Führung dieser Gesprä- 
che übernommen? 

Auf welchen Gebieten und seit wann sind 
Verhandlungen für Folge Verträge des Grund- 
vertrags mit der DDR aufgenommen worden, 
und ist sidiergestellt, daß jeweils Berlin (West) 
voll in diese Folgeverträge einbezogen wer- 
den wird? 

Beansprucht der „Bericht zur Lage der Nation 
1974", alle Lebensbereiche in allen Teilen 
Deutschlands abzudecken, oder soll er nur 
einen Teilbereich erfassen, und darf dann da- 
mit gerechnet werden, daß zukünftige Jahres- 
berichte die diesmal nicht berücksichtigten Be- 
reiche zum Gegenstand haben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


88. Abgeordneter 

Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Gewährung 
eines weiteren Zuschusses von 700 000 DM an 
den Club of Rome, den die Stiftung Volks- 
wagenwerk nach Zeitungsmeldungen bereits 
bewilligt haben soll, angesichts der massiven 
wissenschaftlichen Kritik an der Studie „the 
Limits of growth" für sinnvoll und mit dem 
Stiftungszweck vereinbar? 
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89. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
Richter der Empfehlung Nr. 245 der Versammlung der 

(SPD) Westeuropäischen Union betreffend die Spit- 

ze ntechnologie in Japan und deren Konse- 
quenzen für Europa dafür einsetzen, daß im 
Rahmen der OECD ein mit dem vorgeschla- 
genen Arbeitsprogramm befaßter Sonderaus- 
schuß der Technologie- und Industrieminister 
und ihrer ständigen Vertreter eingesetzt wird? 

In welchem Umfang sind seitens der Bundes- 
regierung bei der Physisch Technischen Bun- 
desanstalt, bei der Forschungsanstalt für Land- 
wirtschaft, bei der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft und bei der 
Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt in den Haushalts- 
jahren 1972, 1973 und 1974 Stellenanforderun- 
gen für wissenschaftliche und Forschungsauf- 
gaben nicht bewilligt worden? 

91. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung maß- 

Dr. Jahn geblicher Wissenschaftler, daß durch weitere 

(Braunschweig) Blockierung der Stellenpläne in wesentlichen 

(CDU/CSU) Forschungsgebieten Stagnation eintritt? 

92. Abgeordneter Mit welchem Aufwand hat die Bundesregie- 

Lenzer rung bis 1973 die Entwicklung von MHD-Ge- 

(CDU/CSU) neratoren gefördert, und welche Vorstellungen 

hat sie über diie weitere Unterstützung von 
Energieddrektumwandlungssystemen? 

93. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Ein- 

Lenzer satz der Steinkohle als Rohstofflieferant ins- 

(CDU/CSU) besondere durch die Verschwelung? 

94. Abgeordneter Welche Untersuchungen zur Beurteilung soma- 

Marschall tischer und genetischer Schäden durch ionisie- 

(SPD) rende Strahlung liegen der Bundesregierung 

vor, bzw. werden mit Buntdesmitteln gefördert? 

95. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß diie 

Marschall derzeit zulässigen Strahlenbelastungswerte 

(SPD) problematisch sind, da in vergangenen Jahr- 

zehnten mit zunehmenden Erfahrungen diese 
Werte in kurzen Abständen immer wieder 
herabgesetzt werden mußten? 

96. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 

Dr. Narjes gierung aus dem steilen Anstieg der Preise für 

(CDU/CSU) Bunkeröl in bezug auf ihre Forschungspro- 

gramme für den nuklearen Schiffsantrieb zu 
ziehen, und prüft in diesem Zusammenhang 
die Bundesregierung die Möglichkeit der Ent- 
wicklung eines serienreifen Schiffsreaktors für 
Schiffe mittlerer Größe (deutlich unter 80 000 
WPS)? 


90. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 
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97. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in ländlichen Gebieten die 
Deutsche Bundespost teilweise für Busfahrten 
Preise verlangt, die um etwa 50% über dem 
normalen Posttarif liegen, und wie ist dies 
möglich? 


98. Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die ge- 
genüber den Rentnern mit dem Argument, 
Postscheckkonten seien völlig gebührenfrei, 
durchgeführte Werbeaktion zur Errichtung 
eines Postscheckkontos mit der Absicht, ab 
1. Juli 1974 eine Kontoführungsgebühr für 
Postscheckkonten zu erheben? 


99. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Seiters wenigstens den Rentnern die Kontoführungs- 

(CDU/CSU) gebühren für Postscheckkonten zu erlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


100. Abgeordneter 

Christ 


(FDP) 


Hält die Bundesregierung es mit ihren Vor- 
stellungen über eine integrierte Gesamthoch- 
schule für vereinbar, wenn in einem struktur- 
schwachen Gebiet eines Flächenstaats eine 
Fachhochschule in räumlicher Trennung von 
den zentralen Einrichtungen der Gesamthoch- 
schule errichtet wird? 


Bonn, den 8. März 1974 



